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The fundamental mechanism that shapes the social order of welfare societies is the 
functional antagonism between the capitalist economy, on the one hand, and demo-
cratic politics on the other. This mechanism, with its mixed blessings, has been an un-
changing feature of western welfare societies for around hundred years.
However, for decades now we have grown increasingly uneasy observing that this con-
stant can no longer be relied upon. In cybernetic terms, welfare societies might be in 
danger of losing their ultrastability and therefore their ability to counter disbalances 
and return to a state of stable order. 
How could this happen and what does it mean? Instead of giving definitive responses to 
such questions, I suggest a research program that may better assess the present situation 
in western welfare societies and, more importantly, possible future developments. Such 
research would be guided heuristically by the assumption that welfare societies today 
are being unsettled by a multitude of destabilizing factors to which actors can often 
only respond with coping strategies rather than with activities guided by clearly defined 
goals. Far from reducing instabilities, the interaction of the various actors’ coping strat-
egies tends to perpetuate or even intensify these pressures.
Zusammenfassung
Der gesamtgesellschaftliche Prägekraft besitzende grundlegende Ordnungsmechanis-
mus der Wohlfahrtsgesellschaft ist der funktionale Antagonismus von kapitalistischer 
Wirtschaft auf der einen, demokratischer Politik auf der anderen Seite. Dieser Mecha-
nismus mit seinem gesamtgesellschaftlich gemischten Segen stellte für etwa hundert 
Jahre die Konstante westlicher Wohlfahrtsgesellschaften dar.
Seit einigen Jahrzehnten müssen wir allerdings zunehmend beunruhigt zur Kenntnis 
nehmen, dass auf diese Konstante kein Verlass mehr sein könnte. Kybernetisch gespro-
chen: Wohlfahrtsgesellschaften könnten ihre Ultrastabilität einbüßen, also ihre Fähig-
keit, auch starke Dysbalancen wieder auszugleichen und zu einem stabilen Ordnungs-
zustand zurückzukehren. 
Warum könnte es so sein, und was würde es bedeuten? Anstelle gesicherter Auskünfte 
auf diese Fragen wird eine Forschungsperspektive skizziert, die zu besseren Einschät-
zungen der Gegenwart und vor allem Zukunft der westlichen Wohlfahrtsgesellschaften 
führen könnte. Ihre heuristische Leitidee lautet: Heutige Wohlfahrtsgesellschaften wer-
den von multiplen Instabilitäten irritiert, auf die die Akteure oft nur noch mit Coping 
anstelle von zielorientiertem Gestaltungshandeln reagieren können; und das Wechsel-
spiel solcher Coping-Praktiken verschiedener Akteure führt wiederum eher zu einer 
Perpetuierung oder gar Intensivierung als zu einer Dämpfung der Instabilitäten.4  MPIfG Working Paper 11/2
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1 Einleitung
Manche soziologischen Gesellschaftsbeobachter – nicht allein Ulrich Beck – meinen, 
dass sich in den letzten Jahrzehnten in den Ländern des entwickelten Westens so grund-
legende Veränderungen vollzogen hätten und weiter vollzögen, dass ein ganz neues so-
ziologisches Vokabular erfunden werden müsse, um diese Phänomene angemessen auf 
den Begriff bringen zu können. Einmal unterstellt, was freilich auch erst noch zu be-
legen wäre, dass alle hier gemeinten Wandlungstendenzen – von der Ökologie bis zur 
Demografie, von der Wirtschaft bis zur Politik – wirklich so radikal wie behauptet sind: 
Das eingeführte und ja beständig weiterentwickelte Instrumentarium soziologischer 
Konzepte und Modelle reicht meines Erachtens bis zum Beweis des Gegenteils – der 
nicht schon durch die bloße Erfindung und Setzung klangvoller neuer Begriffe erbracht 
ist – völlig aus, um den neuartigen Phänomenen auf den Grund gehen zu können. Wir 
brauchen keinen neuen soziologischen Wortschatz. Was wir allerdings in der Tat benö-
tigen, sind neue Beschreibungen und vor allem Erklärungen dessen, was derzeit gesell-
schaftlich vor sich geht.
Elemente einer solchen Beschreibungs- und Erklärungsperspektive will ich im Weiteren 
skizzieren. Sie nimmt ihren Ausgangspunkt bei inzwischen verbreiteten Verunsicherun-
gen, bis hin zur Hilflosigkeit, angesichts sich scheinbar unaufhaltsam auftürmender ge-
sellschaftlicher Probleme, um nicht zu sagen Krisen. Diese Verunsicherungen sind – so 
meine Interpretation – ein Ausdruck davon, dass der formgebende Ordnungsmechanis-
mus der westlichen Moderne, die ich hier als Wohlfahrtsgesellschaft bezeichne, aus dem 
Ruder zu laufen droht. Dies ist nicht das erste Mal, seitdem sich diese inhärent span-
nungsgeladene Gesellschaftsform in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts herausge-
bildet hat. Bislang ist allerdings nicht abzusehen, wann – und ob überhaupt – eine Rück-
kehr in ruhigeres Fahrwasser erfolgen könnte. Noch auf längere Sicht ist offenbar mit 
unruhiger See zu rechnen – manche Beobachter malen gar den Teufel an die Wand und 
befürchten, dass wir uns vielleicht auf Dauer mit stürmischen Zeiten abfinden müssen. 
Um keine falschen Erwartungen zu wecken: Ich werde die Frage, die der Titel meines 
Vortrags stellt, nicht beantworten. Niemand kann sie heute seriös beantworten. Ich will 
vielmehr zwei Schritte tun, die zumindest in die Richtung einer – noch weit entfernten – 
Antwort führen. Im ersten Schritt werde ich den eine durchschlagende gesamtgesell-
schaftliche Prägekraft besitzenden Ordnungsmechanismus der Wohlfahrtsgesellschaft 
als funktionalen Antagonismus von kapitalistischer Wirtschaft auf der einen, demokra-
tischer Politik auf der anderen Seite herausarbeiten. Dieser Mechanismus mit seinem 
gesamtgesellschaftlich gemischten Segen stellte für etwa hundert Jahre die grundlegen-
de Konstante westlicher Wohlfahrtsgesellschaften dar. Fast alle Strukturdynamiken, die 
es in diesen Gesellschaften gab, waren so gesehen Variationen über ein Thema. Lediglich 
Dies ist eine etwas erweiterte Fassung eines Vortrags, den ich am 9. Dezember 2010 am Kölner Max-
Planck-Institut für Gesellschaftsforschung gehalten habe. Ich bin für die Diskussionsbeiträge sehr 
dankbar, die mir geholfen haben, manche Punkte noch etwas klarer zu fassen.6  MPIfG Working Paper 11/2
die Re-Etablierung autoritärer politischer Regime – am extremsten die Zeit des Natio-
nalsozialismus in Deutschland und des italienischen Faschismus – gaben den einen der 
beiden Pole des Antagonismus auf, was aber nirgends sehr lange währte.1 Seit einigen 
Jahrzehnten müssen wir allerdings zunehmend beunruhigt zur Kenntnis nehmen, dass 
über die Eventualität solcher extremen Variationen hinaus womöglich auf die ihnen 
unterliegende Konstante selbst kein Verlass mehr sein könnte. Kybernetisch gesprochen: 
Wohlfahrtsgesellschaften könnten ihre „Ultrastabilität“ (Ashby [1956]1974) einbüßen 
– also ihre Fähigkeit, auch starke Dysbalancen wieder auszugleichen und zu einem sta-
bilen Ordnungszustand zurückzukehren. Warum das so sein könnte, und was es bedeu-
tete: Anstelle gesicherter Auskünfte auf diese Fragen werde ich im zweiten Schritt eine 
Forschungsperspektive skizzieren, die zu verfolgen aussichtsreich sein könnte, um nach 
und nach besser einschätzen zu können, wie es um Gegenwart und vor allem Zukunft 
der westlichen Wohlfahrtsgesellschaften steht. 
Von vornherein sei betont, dass ich hier, um die vorgeschlagene theoretische Perspektive 
möglichst prägnant zu präsentieren, an vielen Stellen monokausal vereinfache, wo eine 
genauere Betrachtung weitere Erklärungsfaktoren hinzufügen müsste. Auf eine gründ-
liche Sichtung bereits vorhandener empirischer Befunde muss ich ebenfalls verzichten. 
Damit ist es ein Leichtes, das im Weiteren Präsentierte in Bausch und Bogen einer de-
struktiven Kritik zu unterziehen. Ich kann niemanden daran hindern, sich die Sache 
so einfach zu machen, wenn etwa hier zur Diskussion gestellte Überlegungen mit lieb 
gewonnenen Sichtweisen kollidieren. Aber ich vertraue auf konstruktives Mitdenken, 
das viele Argumentationslücken, die mir nur teilweise bewusst sind, selbst wohlwollend 
zu schließen versucht – was selbstverständlich ebenfalls letztendlich zu dem Schluss 
führen könnte, die Perspektive nach eingehender Prüfung angesichts zu gravierender 
kritischer Punkte zu verwerfen.
2  Der funktionale Antagonismus: Das Grundmuster
Das Grundmuster des funktionalen Antagonismus von kapitalistischer Wirtschaft auf 
der einen, politischer Demokratie auf der anderen Seite lässt sich in drei Schritten skiz-
zenhaft entfalten: von der kapitalistischen Wirtschaft über die kapitalistische Gesell-
schaft zur Wohlfahrtsgesellschaft.
Der erste Schritt wendet sich zunächst der kapitalistischen Wirtschaft zu. Deren kons-
titutive Kennzeichen sind bekannt (Kraemer 2001: 113/114; Willke 2006: 7–19; Berger 
2008): erstens die Verselbstständigung einer als Gewinnstreben angelegten Tauschwert-
1  Ostdeutschland sowie mittel- und osteuropäische Länder wie Polen oder die Tschechoslowakei 
wurden nach 1945 durch die äußere Gewalt der Sowjetunion davon abgehalten, wieder demo-
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orientierung als Leitwert wirtschaftlichen Handelns gegenüber einer Orientierung an 
der Produktion von Gebrauchswerten; zweitens die Verfolgung des Gewinnstrebens 
auf nicht zentral und dirigistisch, sondern durch Konkurrenz von Warenanbietern und 
-nachfragern koordinierten Märkten; und drittens die Überführung aller Produktions-
faktoren – Natur, Kapital und Arbeit 2 – in Waren, die gemäß dieser Tauschwertlogik 
behandelt und ebenfalls auf Märkten gehandelt werden. Nun sind dies genau dieje-
nigen Merkmale, die – aus der Perspektive einer Theorie gesellschaftlicher Differen-
zierung betrachtet, die ich als allgemeine Gesellschaftstheorie der Moderne zugrunde 
lege (Schimank 2005a) – strukturell die gesellschaftliche Ausdifferenzierung des Wirt-
schaftssystems tragen. In der Tauschwertorientierung, der Warenförmigkeit der Pro-
duktionsfaktoren sowie dem Konkurrenzmechanismus als interner Governance mani-
festiert sich die „legitime Indifferenz“ (Tyrell 1978: 183/184) des Wirtschaftsgeschehens 
gegenüber allen anderen gesellschaftlichen Belangen – anders gesagt: die teilsystemi-
sche Autonomie der Wirtschaft.
Ein leistungsfähigeres Wirtschaftssystem hat noch niemand gesehen: „Market society 
has produced more income, wealth, goods, and services than any other form of human 
social organization“ (Fligstein 2001: 3). Dass hier großzügig von „society“ gesprochen 
wird, wo „economy“ korrekt wäre, spricht Bände. Der Preis für diese „ungeheure Wa-
rensammlung“ (Marx [1859]1969: 15) ist allerdings hoch. Die kapitalistische Wirtschaft 
beruht auf Akteuren, die als Unternehmer und Unternehmen zuallererst durch einen 
unbelehrbaren „unruly opportunism“ (Streeck 2009: 240, Hervorhebung entfernt) cha-
rakterisiert sind; und diese Wirtschaftsgesinnung bringt beständige Innovationen her-
vor, die eine chronische Krisenanfälligkeit des Wirtschaftsgeschehens mit sich bringen.3 
Als Innovation ist hier nicht nur und nicht einmal vorrangig die Leistungsverbesserung 
von Produkten und Produktionsverfahren durch die „schöpferische Zerstörung“, wie sie 
Joseph Schumpeter dem Unternehmer zuspricht, einzustufen, wenngleich diese Art von 
Innovation ebenfalls eine unerlässliche Triebfeder kapitalistischer Wirtschaftsdynamik 
ist. Robert Merton (1938) rubriziert auch die Verletzung institutionalisierter Normen 
zum Zweck der Konformität mit allgemein anerkannten Werten – etwa der Gewinnstei-
gerung in der Wirtschaft – als Innovation. Entsprechend gehören zu den Innovationen, 
die ein kreativer und rigoros eigeninteressierter Umgang mit den Regelungsstrukturen 
der Wirtschaft zeitigt, eben auch – wo immer es opportun erscheint – Handlungswei-
sen wie Kartell- und Monopolbildung, Ausnutzung von Marktmacht, hemmungslose 
Spekulation, Insidergeschäfte, Bestechung usw. Wo es der Gewinnsteigerung dient und 
entweder in Gestalt nicht strafbarer Umgehungstatbestände oder sogar als Rechtsver-
letzung, deren Nutzen die Kosten dieses Tuns übersteigt,4 praktiziert werden kann, gibt 
2  Häufig wird mittlerweile Wissen als vierter Produktionsfaktor genannt – spätestens in Diagno-
sen der „Wissensgesellschaft“ (Stehr 1994). Dabei handelt es sich jedoch, genauer besehen, um 
einen Teilaspekt des Faktors Arbeit.
3  Siehe noch ausführlicher Streeck (2010a).
4  Weil entweder die Strafen zu gering sind oder bei hohen Strafen die Wahrscheinlichkeit gering 
ist, dass Devianz wirksam kontrolliert und geahndet wird. Siehe ganz analog den „unruly op-
portunism“ heutiger Spitzensportler in Sachen Doping (Bette/Schimank 1995).8  MPIfG Working Paper 11/2
es kein Halten. Die Tugenden des „ehrbaren Kaufmanns“ kann sich kein Unternehmen 
durchgängig und auf Dauer leisten – denn auf dem Markt braucht nur ein Konkurrent 
aufzutreten, der weniger skrupulös ist oder dem zum Beispiel gerade eine die Kon-
sumenten begeisternde Produktinnovation gelungen ist, und schnell kann man weg 
vom Fenster sein. Bereits die bloße Möglichkeit, dass ein solcher Konkurrent von außen 
kommen könnte, man sich also auf einem „contestable market“ (Baumol 1982) befin-
det, lässt es geraten erscheinen, wo immer man kann, selbst das Heft in die Hand zu 
nehmen und innovativ zu bleiben (Streeck 2009: 243). 
Die Inthronisierung eines verabsolutierten Gewinnmotivs läuft somit auf einen Dauer-
antrieb zur Subversion gegebener wirtschaftlicher Ordnung durch Erfindungsreichtum 
und Devianz hinaus. Zugleich besitzt der Markt als Governance-Mechanismus ohnehin 
nur eine relativ schwache ordnungsbildende Kraft (Schimank 2009a: 338–343), bietet 
also dem „unruly opportunism“ wenig Einhalt. Handlungsabstimmungen auf Märk-
ten ergeben selbst dann, wenn die rechtlichen Regelungen allseits eingehalten werden, 
niemals mehr als eine temporäre und labile kognitive Erwartungssicherheit, eben keine 
dauerhafte normativ gefestigte Erwartungssicherheit; und kognitiv muss man auch je-
derzeit darauf gefasst sein, dass die Konkurrenten strategisch auftreten, also Geheim-
wissen bewahren und Täuschungen inszenieren. Alle Akteure müssen daher ständig 
lernbereit sein. Jeder von ihnen muss seinen Gegenübern fortwährende Aufmerksam-
keit widmen, um deren Absichten, Möglichkeiten und Zwänge zu erkunden und Än-
derungen möglichst antizipieren, mindestens aber nachvollziehen zu können; und er 
muss seine eigenen Entscheidungen jederzeit flexibel anpassen können. Wenn aber je-
der gegenüber jedem lernbereit ist, fehlt jegliche Verlässlichkeit bietende Konstante, wie 
es sie in Hierarchien durch gesetzte Regeln und Befugnisse, in Gemeinschaften durch 
eingelebte Orientierungen und Routinen und in Netzwerken durch allseits bekannte 
Veto-Positionen gibt. Soziale Ordnung stellt sich demgegenüber auf Märkten nur noch 
als permanentes Schritthalten wechselseitiger Anpassung her; und zwangsläufig wird 
es dabei immer wieder turbulent. Da der Marktmechanismus das Wirtschaftssystem 
flächendeckend durchzieht, bleiben lokal entstehende Turbulenzen zudem oft nicht be-
grenzt, sondern schaukeln sich schnell über einfache Mechanismen der „deviation am-
plification“ (Maruyama 1963) hoch – ob nun als „rational herding“ auf Finanzmärkten 
(Devenow/Welch 1996; Windolf 2008), als De- oder Inflationsspiralen (Baumgartner/
Burns 1980) oder als Pfadabhängigkeiten der Technikentwicklung, der Management-
moden oder der Konsumtrends (Deutschmann 2007).
Dass sich das Gewinnmotiv derart, durch den Markt kaum gebremst, sondern vielmehr 
angestachelt, ausleben kann, setzt freilich eine entsprechend immer weiter wachsende 
Nachfrage nach den produzierten Waren voraus. Diese ist allerdings, entgegen früher 
prominenten Behauptungen über zwangsläufig eintretende „Unterkonsumtionskrisen“ 
kapitalistischer Wirtschaft, gesichert. Denn ganz abgesehen von der ungeheuren Nach-
frage nach elementaren Gebrauchsgütern in großen Teilen der Welt, die allerdings erst 
noch kaufkräftig werden muss, bergen selbst die scheinbar gesättigten oder gar übersät-
tigten Konsumenten im wohlhabenden Westen noch ein unerschöpfliches Nachfragepo-Schimank: Wohlfahrtsgesellschaften als Antagonismus von Kapitalismus und Demokratie  9
tenzial in sich, das mit einer zwar nicht ebenso unerschöpflichen, aber doch sehr beacht-
lichen Kaufkraft ausgestattet ist. Darauf macht Jens Beckert (2010a) aufmerksam: „Wir 
fragen in immer stärkerem Maß Güter nach, bei denen uns nicht der direkte Nutzwert 
interessiert, sondern ihre symbolische Bedeutung: Sie erlauben uns, einen Statusunter-
schied hervorzuheben oder uns ein gutes Gefühl zu geben […]“5 Der positionale und 
vor allem der imaginative Wert von Gütern oder Dienstleistungen kennt kaum eine Sät-
tigungsgrenze, insbesondere weil die meisten Konsumenten ja nicht nach Art von Karl 
Marx’ ([1867]1972: 144–148) „Schatzbildner“ – alias Dagobert Duck – ihr Geld an sich 
schätzen, sondern die damit kaufbaren Lebenschancen, zu denen dann eben auch die 
noch bessere Stereoanlage gehört, obwohl man die objektiv messbare Verbesserung des 
Sounds subjektiv überhaupt nicht mehr hört. Immer weiter voranschreitendem Wirt-
schaftswachstum steht so, was die Nachfrageseite anbelangt, nichts im Wege. 
Damit gilt mit Blick auf die Geschichte der kapitalistischen Wirtschaft: „Zwar war und 
blieb der Kapitalismus schwankungs- und krisenanfällig; doch drehte sich die Entwick-
lungsspirale keineswegs nach unten. Vielmehr nahm die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit sukzessive zu […]“ (Plumpe 2010: 118). Eine solche Hintergrundüberzeugung 
ließ wohl selbst in einer tiefen Wirtschaftskrise wie derjenigen, die spätestens im Herbst 
2008 nicht länger übersehbar ausbrach und den Kapitalismus entsprechend in Verruf 
brachte, im April 2009 zwei Drittel aller Befragten in Deutschland auf die Frage: „Soll-
ten wir wegen der Krise unser Wirtschaftssystem grundlegend ändern?“ mit „Nein!“ 
antworten (DIE ZEIT vom 14.5.2009). Ich komme allerdings nun im zweiten Schritt 
auf die negativen Externalitäten, also die gesamtgesellschaftlichen Kosten außerhalb 
der Wirtschaft zu sprechen, die nicht bloß hier und da akzidentiell anfallen, sondern 
strukturell mit einer kapitalistischen Wirtschaftsweise verbunden sind. Diesen Kosten 
liegt ein gesamtgesellschaftlicher Primat des Wirtschaftssystems in der funktional diffe-
renzierten Moderne zugrunde, weshalb man überhaupt von kapitalistischer Gesellschaft 
sprechen kann (Schimank 2009a).
Dieser Primat konstituiert sich relational: aus der herausgehobenen Position, die die 
Wirtschaft im Gefüge der allseitigen gesellschaftlichen Leistungsinterdependenzen hat. 
Die Wirtschaft und nur sie versorgt die gesamte moderne Gesellschaft mit Geld; und 
diese Ressource der Leistungsproduktion nicht nur der Wirtschaft, sondern aller ande-
ren Teilsysteme ist nicht bloß ein symbolisch generalisiertes Kommunikationsmedium 
neben anderen wie Macht oder Liebe oder Wahrheit. Geld ist vielmehr – wie insbeson-
dere Georg Simmel (1900) in vielen Beobachtungen herausstellt – dasjenige symbo-
lisch generalisierte Kommunikationsmedium, das sachlich und sozial viel universeller 
einsetzbar ist als andere. So ist legitime Macht an Territorien, inhaltlich umschriebene 
Befugnisse und befugte Positionen gebunden. Wahrheit können nur Experten handha-
ben, und jede Wahrheit ist – wie eine Ware durch ihren Gebrauchswert – inhaltlich spe-
zifiziert und daher nur in dem passenden Kontext zu gebrauchen. Bei Liebe wiederum 
sind die Einsatzmöglichkeiten zwar sachlich vielfältig, aber in sozialer Hinsicht extrem 
5  Ausführlicher hierzu siehe Beckert (2010a).10  MPIfG Working Paper 11/2
reduziert. Wer geliebt wird, kann vom Liebenden fast alles verlangen – aber nur von 
ihm. Geld hingegen ist global; es vermag fast alles zu kaufen, und vor allem ohne zeit-
lich heute vorausbestimmen zu müssen, was morgen gekauft wird; es kann von jedem 
gegenüber jedem gehandhabt werden; und es ist am eindeutigsten quantifiziert. 
Dieser unvergleichliche Generalisierungsgrad des Geldes bewirkt, dass die Unterneh-
men, einfach indem sie mehr oder weniger Geld verdienen, als sich aufsummierenden 
externen Effekt einen nachhaltig spürbaren schwächeren oder stärkeren Ökonomisie-
rungsdruck auf alle anderen gesellschaftlichen Teilsysteme sowie auf die individuellen 
Gesellschaftsmitglieder ausüben. Zugespitzt formuliert: Überall sonst in der Gesellschaft 
muss alles unterlassen werden, was das Geldverdienen und das daraus sich ergebende 
Wirtschaftswachstum gefährden könnte, weil sonst die staatlichen Steuereinnahmen, aus 
denen größere Sektoren vieler gesellschaftlicher Teilsysteme finanziert werden, und die 
Lohneinkommen der Arbeitnehmer sinken und ein entsprechend intensivierter Kosten-
druck auf den Budgets von Krankenhäusern, Schulen, Forschungseinrichtungen oder 
Sozialämtern sowie den Haushaltskassen von Familien und Individuen lastet. Umge-
kehrt muss den Unternehmen, je schlechter es ihnen geht, überall, wo sie es wollen, die 
Gelegenheit zum Geldverdienen gewährt werden, damit es als „Kollateralnutzen“ auch 
den Leistungsanbietern anderer Teilsysteme und den individuellen Gesellschaftsmitglie-
dern wieder besser geht. Zum Kostendruck gesellt sich also auch noch ein Kommodifi-
zierungsdruck hinzu, etwa als Privatisierung zuvor staatlich getragener Infrastrukturein-
richtungen wie Bahn oder Post oder als Zulassung kommerzieller Rundfunksender.
Weil also Arbeitsorganisationen innerhalb, aber auch außerhalb der Wirtschaft Arbeit-
nehmer mit Geld entlohnen, das letzten Endes nur in der Wirtschaft verdient werden 
kann, fühlen sämtliche Akteure der Moderne – Individuen wie Organisationen wie 
Staaten (Meyer/Jepperson 2000) – überall in der Gesellschaft beständig den Puls des 
wirtschaftlichen Geschehens und wissen, dass „weniger Geld“ (Luhmann 1983: 39), 
je weniger es wird, alle sonstigen gesellschaftlichen Belange und dabei insbesondere 
die Leitwerte der anderen Teilsysteme wie Wahrheit, Bildung, Gesundheit, Kunst usw. 
immer mehr relativiert und Sparimperativen unterordnet, die eher früher als später 
auf Autonomiegefährdungen der Teilsysteme hinauslaufen (Schimank 2010). Von An-
gebotsreduktionen bis zu Angebotsverformungen, etwa Qualitätseinbußen, reicht die 
Skala der Ausdrucksweisen dieser Einbußen an autonomer, dem jeweiligen teilsystemi-
schen Leitwert folgender Gestaltung der eigenen Leistungsproduktion, wie man pars 
pro toto etwa am Gesundheitssystem plastisch studieren kann. 
Bis zu diesem Punkt stellt sich die kapitalistische Gesellschaft als eine in sich extrem 
spannungsreiche Gesellschaftsform dar. Die funktionale Differenzierung der Moder-
ne hat – und dies war selbstverständlich ein völlig transintentionales Neben-, In- und 
Durcheinander von Akteurkonstellationen und Strukturdynamiken (Schimank 2005a: 
165–183) – neben den anderen Teilsystemen mit der Wirtschaft ein Teilsystem hervorge-
bracht, das unter Funktionalitätsgesichtspunkten zwar einerseits eine enorme Leistungs-
fähigkeit aufweist, auf die niemand ernsthaft verzichten will, dessen Dynamik aber an-Schimank: Wohlfahrtsgesellschaften als Antagonismus von Kapitalismus und Demokratie  11
dererseits aus sich heraus immer wieder sowohl zu eigener Krisenhaftigkeit als auch zu 
einer Subordination aller anderen Teilsysteme und damit zu zwei gravierenden Dysfunk-
tionalitäten drängt. Zu Ende gedacht läuft diese Gegenrechnung auf nicht weniger als 
eine Beseitigung funktionaler Differenzierung hinaus. Im dritten Schritt ist daher nun 
– als Erklärung eines bislang empirisch unbestreitbaren Faktums – zu zeigen, wie es die 
kapitalistische Gesellschaft sozusagen mit sich selber aushält: als Wohlfahrtsgesellschaft.6 
Die dahinter stehende grundlegende Einsicht ist überhaupt nicht neu. Nach wie vor 
am klarsten formulierte sie Eduard Heimann (1929: 190) zu seiner Zeit als Funktions-
bestimmung der Sozialpolitik: 
Sie verwirklicht Stück um Stück die soziale Idee innerhalb des Kapitalismus und sichert da-
durch seinen geordneten Fortgang. Oder umgekehrt: sie erfüllt innerhalb des kapitalistischen 
Systems eine produktionspolitische Notwendigkeit, die aber immer in einem Teilabbau des Sys-
tems, in einem Einbau fremder Ideen besteht. Denn immer ist der Kapitalismus in Gefahr, seine 
Arbeitsgrundlage zu verlieren […]
Das kann man dann sowohl so sehen, dass mit sozialpolitischen Mitteln ein „Selbst-
schutz der Gesellschaft“ (Polanyi 1944: 182) gegen ihr zerstörungskräftiges Wirtschafts-
system etabliert wird, als auch umgekehrt als „saving capitalism from itself“ (Klundt 
2005), also als Schutz der Wirtschaft selbst gegen ihre eigene Zerstörungskraft. Noch-
mals Heimann (1929: 167/168): „Sozialpolitik ist also der Einbau des Gegenprinzips“ in 
den Kapitalismus, hat eine „Doppelstellung […] als Fremdkörper und zugleich als Be-
standteil im kapitalistischen System“, worin eine wahre „dialektische Paradoxie“ liege.
Damit bin ich bereits beim funktionalen Antagonismus. Dabei handelt es sich um ein 
Bauprinzip gesellschaftlicher Strukturen, das gar nicht so selten und in den unterschied-
lichsten Bereichen vorkommt und folgenden Mechanismus trägt:7 
  – Zwei Strukturen existieren, die beide die Weltsicht einer Gruppe von Akteuren prä-
gen und als Ideen völlig gegensätzliche Interessen erzeugen.8 
  – Beide Gruppen von Akteuren stehen in einem engen und dauerhaften Interdepen-
denzverhältnis und verfechten als „watchdogs for values“ (Lindblom 1965: 156) ihre 
antagonistischen Interessen. 
6  Worauf ich hier nicht weiter eingehen kann, ist die äußerst wichtige Frage, ob es dazu überhaupt 
ein längerfristig stabilisierbares funktionales Äquivalent gibt, oder ob sämtliche kapitalistischen 
Gesellschaften auf Dauer Wohlfahrtsgesellschaften werden müssen. Ich präsentiere zumindest 
kein Argument, das in Richtung einer Alternative dazu wiese.
7  Siehe Schimank (1994), wo eine Überlagerung mehrerer funktionaler Antagonismen im deut-
schen Forschungssystem aufgezeigt wird.
8  Eine genauere Konzeptualisierung müsste hier den an Max Weber geschulten Dreischritt von 
Ideen über Institutionen zu Interessen vollziehen – siehe Lepsius ([1986]2009). 12  MPIfG Working Paper 11/2
  – Soweit nicht eine der beiden Gruppen eindeutig dominiert, die andere also völlig 
einflusslos ist, begrenzen sie im handelnden Zusammenwirken einander wechselsei-
tig in ihrer Interessenverfolgung. 
  – Das empfinden beide als höchst störend, was aber in einem höheren Sinne für die 
gesellschaftliche Ordnung funktional sein kann, wenn die so strukturell verankerten 
und von den Akteuren exekutierten „checks and balances“ wichtige Funktionserfor-
dernisse abbilden, während ein ungezügeltes Ausleben jeder der beiden Interessen-
lagen gesellschaftlich – und damit letztlich auch für beide Akteurgruppen – höchst 
dysfunktional wäre. 
Schritt für Schritt expandierend vollzog sich die Etablierung des Gegenprinzips zum 
kapitalistischen Gewinnstreben: 
  – Sozialpolitik, zunächst noch hauptsächlich reaktiv individuelle Risiken (Gesundheit, 
Beschäftigung, Alter) für die Ware Arbeitskraft abfedernd, 
  – dann der Wohlfahrtsstaat, der nach 1945 immer stärker mit einem auch proaktiven 
Interventionsstaat verkoppelt wurde, dessen Tätigkeit, etwa als für möglich gehal-
tene Konjunktursteuerung oder die industriellen Bedarfe antizipierende Wissen-
schafts- und Technologiepolitik, komplementär auf die Schaffung und Erhaltung 
der Voraussetzungen weiterer wirtschaftlicher Dynamik ausgerichtet ist, 
  – darauf aufbauend schließlich das Versprechen sich immer weiter verbessernder Le-
benschancen aller in Gestalt dauerhaften Wohlstandes, individueller sozialer Auf-
stiegsmöglichkeiten und gesicherter Inklusion in die Versorgung insbesondere mit 
Bildungs- und Gesundheitsleistungen. 
Nach der Einrichtung basaler sozialer Sicherungen führte das umfassende Wohlstands- 
und Wohlfahrtsversprechen der „affluent society“ (Galbraith 1958) zu einer Wohlfahrts-
gesellschaft in dem ganz handfesten Sinne, dass jeder davon ausging, dass es ihm besser 
gehen würde als seinen Eltern, und seinen Kindern wiederum besser als ihm selbst.9 Die 
Einhaltung dieses Versprechens gegenüber allen Gesellschaftsmitgliedern war die Ge-
schäftsgrundlage für gesellschaftliche Sozialintegration und politische Massenloyalität 
als Output-Legitimität staatlichen Handelns.
Doch wer hat intentional oder transintentional diejenigen Belange verfochten, die sich 
letztlich in der Wohlfahrtsgesellschaft manifestiert haben? Welche Gegenkraft hat das 
Gegenprinzip zum kapitalistischen Gewinnstreben verfochten?10 Man darf diesbezüg-
9  In der bisherigen Forschung wird „welfare society“ zumeist, mit dem Akzent auf zivilgesell-
schaftlichen Strukturen, als Gegenmodell zu einem etatistisch begriffenen „welfare state“ ver-
standen – siehe als Überblick Lin (2004). 
10  Die folgende – hier nur äußerst knappe – Erklärungsskizze kombiniert mehrere der immer noch 
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lich ja nicht dem funktionalistischen Fehlschluss verfallen, dass sozialpolitische Maß-
nahmen und ihre wohlfahrtsgesellschaftlichen Weiterungen deshalb aufkamen, weil sie 
für das Überleben des Kapitalismus unvermeidlich geworden waren. Selbst wenn man 
– kontrafaktisch – beweisen könnte, dass die Unternehmer, wären sie nicht daran gehin-
dert worden, „ihren eignen Totengräber“ (Marx/Engels [1848]1975: 57) in Gestalt des 
gegen sie aufbegehrenden Proletariats produziert hätten, besagt das nichts darüber, dass 
es nicht genauso hätte kommen können. 
Auch wenn somit objektiv gegebene funktionale Erfordernisse sich gleichsam nicht 
selbst bedienen können, gibt es freilich oftmals einen „Funktionalismus als Akteurswis-
sen“ (Vobruba 1992) – und in dem Maße, in dem dieser erstens richtig lag und zweitens 
durchsetzungsfähig war, fand eine intentionale Installierung der Gegenkraft zu den Be-
langen kapitalistischen Gewinnstrebens statt. Tatsächlich verdankt sich die Herausbil-
dung der Wohlfahrtsgesellschaft einer Kombinatorik von Faktoren, in der auch entspre-
chendes Wissen darüber, dass und wie der Kapitalismus vor sich selbst gerettet werden 
muss, nicht wegzudenken ist. Es existierte ja in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
sowohl aufseiten gesellschaftlicher Eliten – mit dem Reichskanzler Otto von Bismarck 
als prominentester Personifikation in Deutschland – als auch in denjenigen Teilen der 
Arbeiterbewegung, die den Kapitalismus nicht per Revolution beseitigen wollten und 
auch nicht von seiner naturnotwendigen Selbstzerstörung ausgingen, sondern dessen 
Reform zu einer Gesellschaft anstrebten, in der Sicherheit und ein zumindest beschei-
dener Wohlstand für alle garantiert war. 
Dass diese Einsicht in die Notwendigkeit, „sozialen Frieden“ schaffen und die Arbei-
terschaft gesellschaftlich einbinden zu müssen, allerdings dann Durchschlagskraft ent-
falten konnte, war das Ergebnis einer unausgesprochenen Koalition desjenigen Teils 
der politischen Eliten, der von der Notwendigkeit einer sozialpolitischen Korrektur der 
gesellschaftlichen Externalitäten kapitalistischen Wirtschaftens überzeugt war, mit der 
eher kurzfristig und selbstbezogen denkenden reformistischen Mehrheit der Arbeiter-
bewegung – gegen die kurzfristig und selbstbezogen denkenden Unternehmer und de-
ren politische Interessenvertreter einerseits, die langfristig und am utopischen Kollek-
tivwohl der Arbeiterschaft interessierte revolutionäre Fraktion der Arbeiterbewegung 
andererseits. Solange noch keine politische Inklusion der Arbeiterschaft in den Staat 
als obersten gesellschaftsgestaltenden Akteur erfolgt war, musste die reformbereite po-
litische Elite mit dem Druck der Straße argumentieren, wobei sie bekanntlich auf mas-
sive und eskalierende unzweideutige Evidenz verweisen konnte. Sobald Demokratie 
erkämpft worden war, also allgemeines und gleiches Wahlrecht herrschte, bestimmten 
wechselnde parlamentarische Mehrheiten im Schatten der Steuerschätzungen und des 
Ausmaßes der Staatsverschuldung den weiteren Ausbau, Erhalt oder Abbau wohlfahrts-
staatlicher Leistungen. 
mik des Wohlfahrtsstaats. Siehe als knappe Überblicke nur Ullrich (2005: 28–40) und Leibfried/
Mau (2008) sowie, damit verwandt, die bei Streeck (2010a: 17–23) diskutierten „four models of 
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Ich kann hier nicht auf erhebliche nationale Varianzen der Wohlfahrtsgesellschaft, etwa 
im Vergleich Deutschlands mit den USA, eingehen, die sich insbesondere aus unter-
schiedlichen Ausprägungen des Staatsverständnisses und, damit zusammenhängend, 
unterschiedlichen Einstellungen der Mittelschichten zum Wohlfahrtsstaat ergeben.11 
Überall in den Ländern des entwickelten Westens gilt jedenfalls: Der funktionale An-
tagonismus von kapitalistischer Gesellschaft und Wohlfahrtsgesellschaft als „ongoing 
contest between mutually incompatible social tendencies, or social needs“ (Streeck 
2009: 250) manifestiert sich im staatlichen Handeln als funktionaler Antagonismus von 
Steuerstaat und demokratischem Staat, wobei Ersterer zuvorderst durch das Finanzmi-
nisterium, Letzterer durch die anderen Ressorts repräsentiert wird (Schimank 2009a). 
Dabei wirkt der Steuerstaat keineswegs als unverrückbare Beschränkung dessen, was 
an geforderten wohlfahrtsstaatlichen Leistungen umgesetzt werden kann. Wenn partei-
politisches Kalkül oder die Staatsräson nahelegen oder verlangen, dass Massenloyalität 
durch Sozialleistungen erhalten oder ausgebaut wird, setzt man sich oft auch gegen 
den Haushaltsvorbehalt des Finanzministers über leere Staatskassen hinweg – ganz 
zu schweigen von keynesianischer Konjunktursteuerung, die massive Verschuldung in 
Kauf nimmt, freilich hoffend, auf diese Weise bald wieder steigende Steuern einnehmen 
und die Schulden abbauen zu können. Es handelt sich also um „soft budget constraints“ 
(Kornai 1992), wie man gerade in den letzten zwei Jahren drastisch vorgeführt bekam – 
ohne dass irgendjemand jemals im Vorhinein sagen kann, wo die harte Grenze liegt. 
Letztlich manifestiert sie sich in derselben Ausdrucksform wie die Vernachlässigung des 
wohlfahrtsgesellschaftlichen Minimums: als Aufkündigung politischer Massenloyalität, 
was sich zu einem gesellschaftsweiten Verlust an Sozialintegration auswachsen kann. 
Staatliche Politik bewegt sich in solchen kritischen Zeiten in einem Entscheidungsraum, 
der ihr fast nur noch die Wahl zwischen Pest und Cholera lässt: Erhöht sie die Staats-
verschuldung weiter, um die nicht wirtschaftlichen gesellschaftlichen Funktionserfor-
dernisse zu bedienen, drohen Hyperinflation, „tax revolt“ der Mittelschichten, Abwan-
derung des Kapitals ins Ausland und Ähnliches – wählt die Politik hingegen einen mit 
den Erfordernissen kapitalistischen Profitstrebens kompatiblen strikten Sparkurs mit 
entsprechendem Ökonomisierungsdruck auf die anderen gesellschaftlichen Teilsyste-
me und die ärmeren Bevölkerungsgruppen, handelt sie sich deren Proteste sowie den 
Widerstand der Leistungsorganisationen und Leistungsrollenträger der ökonomisier-
ten Teilsysteme ein, wozu längerfristig auch noch auf die Wirtschaft zurückschlagende 
Dysfunktionen wie zum Beispiel ein Mangel an gut ausgebildeten Arbeitnehmern oder 
an transferrelevanten wissenschaftlichen Erkenntnissen kommen.
So weit meine äußerst knappe, nur mit sehr groben Strichen gezeichnete und daher an 
vielen Stellen weiter auszuarbeitende Skizze des Bauplans westlicher Wohlfahrtsgesell-
11  Weitere, in einigen Ländern und zu bestimmten Zeiten wichtige Determinanten der Ausprä-
gung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen waren die Nutzung dieser Leistungen für die Schaffung 
oder Stärkung einer nationalen politischen Identität – besonders auch in Kriegszeiten – sowie 
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schaften. Deutlich werden sollte, dass diese Gesellschaftsform durch ein spannungsrei-
ches Gegeneinander von Handlungsprinzipien – wirtschaftliches Gewinnstreben auf 
der einen, alle nicht wirtschaftlichen Belange auf der anderen Seite – und diese Prinzi-
pien verfechtender Akteure zusammengehalten wird. Nur so ist das Leistungsniveau ka-
pitalistischen Wirtschaftens, das trotz aller eigener Krisenhaftigkeit und dadurch immer 
wieder ausgelöster gesamtgesellschaftlicher Probleme alle bekannten Alternativen über-
trifft und das im Ernst niemand missen will, zu haben. Schon dieses Grundmuster lässt 
erahnen, dass eine so konstituierte Gesellschaft immer wieder bis zur Zerreißprobe mit 
sich hadern wird: „While the reality of capitalism is always mixed, the mix is far from 
stable and indeed always explosive“ (Streeck 2010b: 31). Dennoch wäre es falsch, im 
Antagonismus von kapitalistischer Wirtschaft und demokratischer Politik den Selbst-
zerstörungsmechanismus der funktional differenzierten kapitalistischen Gesellschaft 
zu sehen. Der Antagonismus ist eben bei aller Explosivität ein funktionaler. Wenn kapi-
talistische Wirtschaft sozusagen gesetzt ist, stellt er den dann offenbar einzig möglichen 
gesellschaftlichen Integrationsmechanismus dar.12 
3  Die aktuelle Ausprägung: Multipler Druck und  
Mehrebenen-Coping-Konstellationen
Ich wende mich nun der aktuellen, als problematisch einzustufenden Ausprägung des 
funktionalen Antagonismus zu. Unbestritten ist, dass er nach 1945 und bis Mitte der 
1970er-Jahre eine Ko-Evolution von Wirtschaftswachstum und Ausbau des Wohlfahrts-
staats, von Unternehmensgewinnen auf der einen Seite, Wohlstands- und Wohlfahrts-
steigerungen breiter Bevölkerungsgruppen auf der anderen Seite hervorgebracht hat: 
eine Win-win-Perspektive derart, dass ein stabiles Gleichgewicht der Konstellation rele-
vanter Akteure eine Steigerungsdynamik allseitiger Vorteile in Gang hielt. Begleitmusik 
dieser als „Fordismus“ (Aglietta 2000) beschriebenen Ausprägung des funktionalen An-
tagonismus war der „kurze Traum immerwährender Prosperität“ (Lutz 1984), der die 
in diesem Zeitraum aufgewachsenen Generationen nachhaltig prägte. Noch einmal: Es 
herrschte die Wohlfahrtsgesellschaften tragende fraglose Gewissheit, dass alles immer 
besser werden würde, Generation für Generation. Anfang der 1990er-Jahre porträtierte 
dann freilich Douglas Coupland (1991 – Zitat: 255) die „Generation X“; im Anhang 
dieses Romans findet sich unter dem Stichwort „Zahlen“ folgende Information: „Pro-
zentsatz der 18- bis 29-jährigen in den USA, die der Ansicht sind, dass ‚so, wie die Dinge 
liegen, es für Leute meiner Generation viel schwieriger sein wird, ebenso angenehm zu 
12  Diese gesellschaftstheoretische Konzeptualisierung steht erkennbar in einer Traditionslinie, die 
von Heimann (1929) und Karl Polanyi (1944) über – noch nicht genannt – Alan Wolfe (1977) 
bis zu Streeck (2009) führt. Ein genauerer Abgleich, was meine Überlegungen von wem aufgrei-
fen und wo ich anders argumentiere, muss hier unterbleiben. Klar ist jedenfalls: Im Unterschied 
zu den genannten Autoren bewege ich mich in einem differenzierungstheoretischen Bezugsrah-
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leben wie vorausgegangene Generationen‘: 65 – Nicht dieser Ansicht: 33“. Genau diese 
grundlegende Veränderung des Lebensgefühls schildert der Roman. Eine aktuelle Al-
lensbach-Umfrage belegt nun auch für Deutschland „die Skepsis einer Gesellschaft, die 
fürchtet, ihren Zenit erreicht oder überschritten zu haben“. Der Befund ist eindeutig: 
Wenn die deutsche Bevölkerung befragt wird, welche Phase die besten Zeiten der Republik mar-
kiert, so nennen die meisten die sechziger und siebziger Jahre, teilweise noch die achtziger Jahre. 
Lediglich eine verschwindende Minderheit von 4 Prozent der Bevölkerung ist überzeugt, dass es 
Deutschland im Vergleich der letzten Jahrzehnte heute am besten geht.  (Köcher 2010)
Vor dem Hintergrund kontinuierlichen Wirtschaftswachstums und flächendeckend stei-
gender Einkommen verstand sich die Wohlfahrtsgesellschaft der 1950er- und 1960er-
Jahre nicht nur in Deutschland als – nach den Zerstörungen des Zweiten Weltkriegs 
nahezu bei null gestartete – Zugewinn-Gemeinschaft, die nur vergleichsweise schwa-
che Konflikte über die Verteilung des Mehr eines sich stetig vergrößernden Kuchens 
auszutragen hatte. Erst der Wiederaufbau, dann der sich ausdehnende Massenkonsum, 
und parallel dazu die weltweiten Exportchancen trugen das Wirtschaftswachstum, das 
den Arbeitnehmern erkleckliche Wohlstandssteigerungen brachte und dem Steuerstaat 
Finanzmittel für den großzügigen Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Leistungen verfügbar 
machte, sodass sogar Millionen Flüchtlinge und Heimatvertriebene – die 1960 etwa ein 
Viertel der westdeutschen Bevölkerung ausmachten – ohne größere Verzögerungen und 
Frustrationen in den „Fahrstuhl“ nach oben einsteigen konnten.13
Wodurch zerfiel diese Win-win-Situation seit Anfang der 1970er-Jahre? Hierzu kann 
ich nur ganz kurz folgende Stichworte benennen:14
  – Wohlfahrtsgesellschaft: Der Wohlfahrtsstaat brachte als wechselseitigen Überbie-
tungswettlauf der großen politischen Parteien eine „Anspruchsinflation“ (Luhmann 
1981) hervor; etwas später begannen die Anforderungen an wohlfahrtsstaatliche 
Leistungen zudem aufgrund der Alterung der Bevölkerung zu steigen. Zu einer quan-
titativen Steigerung der Leistungsnachfrage kamen qualitative Erweiterungen und 
Diversifizierungen der Leistungen hinzu. Denn der durch die Bildungsexpansion im 
„Fordismus“ selbst hervorgebrachte Individualisierungsschub trug dazu bei, traditi-
onelle Muster der Lebensführung aufzubrechen, was etwa neue Kinderbetreuungs-
angebote erforderlich machte; und eine zumindest vorübergehende weit verbreitete 
Saturiertheit individuellen Lebensstandards ließ Fragen nach „Lebensqualität“ und 
postmaterialistische Wertorientierungen aufkommen, die auch nach der Rückkehr 
der Sorge um den Lebensstandard nicht wieder vom Tisch waren.
13  Zur deutschen Nachkriegsgeschichte siehe nur als breiten Überblick Wehler (2008).
14  Als Auswahl verschiedener theoretischer und politischer Interpretationen mit unterschiedlichen 
analytischen Schwerpunkten siehe Luhmann (1981), Bourdieu et al. (1997), Bourdieu (1998), 
Kaufmann (1997), Aglietta (2000), Windolf (2005), Butterwegge et al. (2007), Streeck (2009) 
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  – Kapitalistische Wirtschaft: Es fand eine Globalisierung des wirtschaftlichen Ge-
schehens statt, zunächst in der industriellen Produktion vorangetrieben durch Ex-
portchancen und Standortverlagerungen zur Reduktion von Lohnkosten, sodann 
noch weitgehender auf dem Finanzmarkt, als erst einmal die festen Wechselkurse 
der Währungen aufgegeben wurden. Diese aus der wirtschaftlichen Dynamik heraus 
angetriebenen und politisch immer stärker unterstützten Entwicklungen wurden 
durch verkehrs- und informationstechnische Innovationen ermöglicht. Im Zuge 
dessen gewannen Finanzmarktgeschäfte ein immer größeres gesamtwirtschaftliches 
Gewicht, weil dort mithilfe immer neuer Anlagemöglichkeiten höhere Renditever-
sprechen als in der „Realökonomie“ im Raum standen und mittlerweile angespartes 
Vermögen auch breiterer Bevölkerungsschichten mehr Rendite als auf dem Spar-
buch suchte. Beide Entwicklungen ergaben einen tief greifenden wirtschaftlichen 
Strukturwandel in den westlichen Ländern, der sich in ganz neuen Exit-Optionen 
zum einen der Unternehmen, zum anderen der Investoren manifestierte.15 Sowohl 
eine vollzogene als auch eine vorerst nur angedrohte Abwanderung von Arbeitsplät-
zen und Investitionen wirkte und verschob das Kräfteverhältnis von Kapital und 
Arbeit entscheidend – mit entsprechendem Wirbel auf den Arbeitsmärkten, was den 
Wohlfahrtsstaat zusätzlich zu den bereits angeführten Entwicklungen teuer zu ste-
hen kam und zugleich seine Steuereinnahmen sinken ließ.
Es handelt sich, wie eine genauere Analyse zeigen könnte, um ein Knäuel überwiegend 
„hausgemachter“ Erosionstendenzen. Die im „fordistischen“ Gleichgewicht des funk-
tionalen Antagonismus angelegten wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Stei-
gerungsdynamiken schleuderten sich an einem gewissen Punkt schließlich selbst aus 
dem Gleichgewicht heraus in „postfordistische“ Turbulenzen, die durch einige hinzu-
tretende koinzidenzielle Faktoren wie vor allem die Alterung der Bevölkerung – und in 
Deutschland: die Kosten der Wiedervereinigung – noch verstärkt wurden. Entscheidend 
ist jedenfalls: Die Akteure, die den einen der beiden Pole des funktionalen Antagonis-
mus repräsentieren, sind zu stark geworden, sodass sie und ihre Interessen nicht mehr 
von den Akteuren des anderen Pols in Schach gehalten werden können.
Für den Staat als obersten gesellschaftlichen Gestaltungsakteur, der den gesamtgesell-
schaftlichen funktionalen Antagonismus in sich als funktionalen Antagonismus von 
Steuerstaatlichkeit und Demokratie erfährt, liefen diese Entwicklungen auf eine Zwick-
mühle hinaus. Einerseits wurden seine Steuereinnahmen prekärer, und zugleich lagen 
seine Ausgaben notorisch höher, sodass sich eine expansive Staatsverschuldung einstell-
te, die politische Gestaltungsspielräume zunehmend einengte (Streeck/Mertens 2010). 
Andererseits wurde auch die Massenloyalität immer prekärer, wie sich unter anderem 
an der Zunahme von Wechselwählern und Wahlenthaltungen sowie an einer Steigerung 
politischer Protestaktivitäten zeigte (Schäfer 2009). Dahinter stand die Unzufrieden-
heit größerer Bevölkerungsgruppen mit wohlfahrtsstaatlichen Leistungen wie mit der 
15  Zu generell besseren Exit-Chancen von Kapital- gegenüber Arbeitskraftbesitzern siehe Offe/
Wiesenthal (1980). 18  MPIfG Working Paper 11/2
durch Wirtschaftspolitik kaum zum Besseren gestaltbaren Wirtschaftslage, insbeson-
dere auf dem Arbeitsmarkt.16 Zugespitzt formuliert lautet die Quintessenz dessen für 
eine auf Sozialintegration ausgerichtete politische Gesellschaftsgestaltung: Die Zeiten 
der „Massenbestechung“17 durch Wohlfahrtsleistungen sind vorbei.
Es könnte natürlich so kommen, dass die Bevölkerungsgruppe der dauerhaft gesell-
schaftlich „Überflüssigen“ (Bude/Willisch 2006) politisch völlig apathisch wird, also 
fatalistisch auf jegliche „voice“ verzichtet (Schäfer 2011, im Erscheinen) und gar nicht 
mehr mit wohlfahrtsstaatlichen Leistungen ruhiggestellt werden muss. Aber darauf ein 
politisches Kalkül zu setzen wäre hochgradig riskant und steht daher bislang auch nicht 
unausgesprochen mehrheitsfähig im Raum. Denn zum einen heißt politische Apathie 
bekanntlich noch nicht, dass sich soziale Gruppen nicht anderweitig als höchst virulen-
te Störenfriede gesellschaftlicher Ordnung betätigen können – von Diebstahl und Raub 
über Drogenhandel bis zur körperlichen Gewalt. Polizeiliche Aufrüstung kann ziemlich 
teuer werden – was erst recht für die Schaffung von „gated communities“ für die sich 
in ihrer Sicherheit bedroht fühlende Bevölkerungsmehrheit, und nicht bloß wie bislang 
für eine kleine Gruppe Privilegierter, oder umgekehrt von Großgefängnissen für die 
Mehrzahl der „Überflüssigen“ als funktionale Äquivalente räumlicher Separierung gilt. 
Zum anderen kommt aber noch gewichtiger hinzu, dass das, was den „Überflüssigen“ 
widerfährt, größere Teile der Bevölkerung deshalb nicht kaltlassen wird, weil sie darin 
ein potenzielles eigenes Schicksal sehen. Schon heute grassieren Abstiegsängste in grö-
ßeren Teilen der Mittelschicht (Lengfeld/Hirschle 2009), von der noch in Arbeit gehal-
tenen Unterschicht ganz zu schweigen. 
Wenn somit der funktionale Antagonismus der Wohlfahrtsgesellschaft inzwischen ganz 
offensichtlich weit weniger gut funktioniert als im „goldenen Zeitalter“ der 1950er- und 
1960er-Jahre, ist es erst recht wichtig, sich so genau wie möglich über die derzeitigen 
und zukünftig erwartbaren Funktionsbedingungen, Funktionsdefizite und deren Fol-
gewirkungen kundig zu machen. Damit bin ich an dem Punkt angelangt, wo ich ein 
Forschungsprogramm entwerfen möchte, das sich genau diesen „härteren Zeiten“ wid-
met: Wie lebt es sich in heutigen Wohlfahrtsgesellschaften für alle Beteiligten – von den 
individuellen Empfängern von Sozialleistungen über, beispielsweise, Lehrer und Schu-
len als Produzenten bestimmter wohlfahrtsstaatlicher Leistungen bis hin zu den Regie-
16  Armin Schäfer (2009: 177) klingt fast etwas überrascht: „Nicht obwohl, sondern weil der So-
zialstaat umgebaut wird, schwindet die Akzeptanz der Politik.“ Die Erklärung dafür, dass die 
Reformanstrengungen nicht als der Kraftakt, der sie sind, gewürdigt werden, liegt doch auf der 
Hand: weil der Umbau von den Betroffenen und sich bedroht Fühlenden als Abbau erfahren 
wird – siehe auch aktuelle Befragungsdaten bei Köcher (2010), noch etwas moderater die Be-
funde bei Sachweh et al. (2009). 
17  So bereits die Beurteilung von Bismarcks Sozialpolitik durch H. Rosenberg – zitiert bei Wehler 
(1995: 910). Ernst W. Böckenförde (1967: 71) beobachtete schon unter „fordistischen“ Vorzeichen 
nicht ohne Sorge, dass sich der Wohlfahrtsstaat „zum Erfüllungsgaranten der eudämonistischen 
Lebenserwartung der Bürger macht und daraus die ihn tragende Kraft zu gewinnen sucht“.Schimank: Wohlfahrtsgesellschaften als Antagonismus von Kapitalismus und Demokratie  19
rungen von Nationalstaaten in der globalen Standortkonkurrenz um Arbeitsplätze?18 
Ich spezifiziere und illustriere im Weiteren drei Leitfragen und die ihnen zugeordneten 
Leitkonzepte einer auf diese Thematik zugeschnittenen theoretischen Perspektive.
In einem ersten Schritt muss es darum gehen, die multiplen Instabilitäten, denen sich 
Akteure heutiger Wohlfahrtsgesellschaften aufgrund des aus dem Ruder laufenden 
funktionalen Antagonismus ausgesetzt sehen, je für sich zu identifizieren und im Zu-
sammenwirken miteinander auszubuchstabieren. Wo zeigen sich diese Instabilitäten, 
wie sehen sie aus? Dabei ist darauf zu achten, dass man nicht in einer voreingestellten 
Monokausalität sämtliche Probleme heutiger Wohlfahrtsgesellschaften auf dieses Ursa-
chenknäuel zurückrechnen darf. Wie bereits erwähnt: Auch wenn wir heute weiterhin 
im „fordistischen“ Gleichgewicht lebten, hätten die Renten- und Gesundheitsversiche-
rungen mit der demografischen Entwicklung zu kämpfen. 
Man kann mindestens drei Gruppen von Phänomenen unterscheiden, in denen sich die 
dysfunktionale Ausrenkung des funktionalen Antagonismus manifestiert. Erstens lastet 
ein zunehmender Ökonomisierungsdruck auf vielen Organisationen wohlfahrtsgesell-
schaftlicher Leistungsproduktion, der quantitative und qualitative Leistungsreduktio-
nen unumgänglich werden lässt – mit allen bekannten und unbekannten Konsequen-
zen, wobei Letztere in einer, wie gleich angesprochen werden wird, immer zerklüftete-
ren institutionellen Architektur um so häufiger auftreten (Schimank/Volkmann 2008). 
Es mag ja beispielsweise als effizienterer Einsatz knapper Fachqualifikationen rubriziert 
werden, wenn insbesondere Krankenhausärzte, aber auch Pflegepersonen weniger mit 
den Patienten kommunizieren sollen und stattdessen – wie inzwischen in manchen 
Krankenhäusern praktiziert – unbezahlte ehrenamtliche Betreuer das Kommunikati-
onsbedürfnis der Patienten bedienen; aber welche wichtigen Informationen über die 
Patienten und ihr Befinden das medizinische Personal immer wieder in den beiläufigen 
Gesprächen erhält, ganz abgesehen von den psychisch aufbauenden Effekten dieser Zu-
wendung gerade der Ärzte zu den Patienten, untersucht man tunlichst nicht näher.
Es gibt zweitens zunehmende Inkompatibilitäten und Friktionen in der institutionellen 
Architektur von Wohlfahrtsgesellschaften – zwischen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
und anderen Staatstätigkeiten wie etwa der Finanzmarktregulierung, zwischen verschie-
denen Sektoren der Wohlfahrtsproduktion wie etwa Familien- und Arbeitsmarktpolitik, 
innerhalb ein und desselben Sektors wie etwa der Gesundheitspolitik und auch hinsicht-
lich der internationalen Einbettung in europäische und globale Wohlfahrtspolitiken. 
18  Diese großangelegte Fragestellung beschäftigt derzeit im Rahmen eines bereits gestellten Voran-
trags für ein Exzellenzcluster („Multiple Instabilities: Institutional Dynamics in Welfare Societ-
ies“) in der zweiten Runde der forschungspolitischen Exzellenzinitiative von Bund und Ländern 
eine größere Gruppe von Sozialwissenschaftlern an den Universitäten Bremen und Oldenburg; 
sie wollen wiederum bei der Bearbeitung der vielfältigen Forschungsfragen mit weiteren For-
schern und Forschungseinrichtungen kooperieren – unter anderem mit dem Kölner Max-
Planck-Institut für Gesellschaftsforschung. Wenn ich mich im Weiteren stark auf den Vorantrag 
stütze, sei dennoch betont, dass ich hier meine persönliche Lesart der Perspektive entwickle. 20  MPIfG Working Paper 11/2
Eine Wohlfahrtsgesellschaft „aus einem Guß“, also ohne innere Widersprüche, gab es 
zwar noch nie –19 doch heutige Wohlfahrtsgesellschaften sind von diesem Zustand weiter 
entfernt denn je. Dass die innere Widersprüchlichkeit steigt, ist vor allem eine Folge des 
gleich unter der zweiten Leitfrage anzusprechenden Tatbestands, dass die wohlfahrtsge-
sellschaftlichen Gestaltungsakteure und Leistungsorganisationen weniger denn je rund-
um abgestimmte und nachhaltige Problembearbeitung, sondern zumeist nicht mehr als 
Coping betreiben können, das immer wieder auf bloße Flickschusterei hinausläuft.
Drittens schließlich zeigen sich im sozialstrukturellen Gefüge trotz aller wohlfahrtsstaat-
lichen Umverteilungsmaßnahmen, bisweilen sogar als deren transintentionale Effekte, 
zunehmende Ungleichheiten bei sinkenden Chancen der Aufwärtsmobilität. Insbeson-
dere das Schulsystem – und das gilt wiederum, wie die PISA-Schulleistungstests zeigen, 
nochmals zugespitzt für Deutschland – schafft keine Chancengleichheit beim Erwerb 
von Bildungsabschlüssen, womit auch die anschließende berufliche Karriere die Her-
kunftsungleichheiten perpetuiert. Anstelle eines offenkundig nicht mehr einlösbaren, 
bisher Massenloyalität herstellenden staatlichen Angebots verbesserter „Lebenschancen“ 
(Dahrendorf 1979) wird allen Gesellschaftsmitgliedern eine ökonomisierte Subjektivi-
tätsform des „unternehmerischen Selbst“ (Bröckling 2007) zugemutet, obwohl insbe-
sondere beruflich wenig qualifizierte Personen, zu denen auch viele Migranten gehören, 
überhaupt keine realistische Chance haben, dieser Anforderung nachzuleben. Hoch 
qualifizierte und global nachgefragte Arbeitnehmer können und müssen dies, sollen 
aber gleichzeitig zum Beispiel als Doppelverdiener-Paar mit verschiedenen Arbeitsor-
ten auch noch mehrere Kinder kriegen und mehr und mehr Zeit in deren Erziehung 
investieren. Die mittleren sozialen Lagen schließlich entwickeln, wie bereits erwähnt, 
zunehmend Abstiegsängste, die selbst, wenn sie übertrieben sein sollten, politische Tur-
bulenzen auslösen können. Nicht nur bei den hoch qualifizierten Entscheidungsträgern, 
auch in den anderen Gruppen kommt es so zur Ausbreitung von Erscheinungsformen 
des „erschöpften Selbst“ (Ehrenberg 2004), wenn man es nicht mehr schafft, die Tret-
mühle „sportlich zu nehmen“.20 
Diese drei Gruppen von Phänomenen stehen erkennbar im Zusammenhang miteinan-
der. Die Ökonomisierung wohlfahrtsstaatlicher Leistungsproduktion leistet der Öko-
nomisierung individueller Lebensführung weiter Vorschub und lässt auch den Hand-
lungsspielraum der Gestaltung der institutionellen Architektur auf Coping schrump-
fen. Zu all diesen einander wechselseitig verstärkenden Instabilitäten gibt es durch-
aus bereits Einzelstudien; worauf es aber ankommt, ist, sie im Zusammenwirken als 
multiplen Druck auf die drei Arten von Akteuren zu analysieren, die in der Moderne 
eine gesellschaftliche Drei-Ebenen-Struktur bilden: die Mikro-Ebene der Individuen, 
Partnerschaften, Familien und Haushalte, die Meso-Ebene der Organisationen wohl-
fahrtsgesellschaftlicher Leistungsproduktion und die Makro-Ebene der Nationalstaaten. 
19  Wie nicht zuletzt die kritische Diskussion von Gøsta Esping-Andersens (1990) drei idealtypi-
schen „Welten des Wohlfahrtskapitalismus“ gezeigt hat.
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Wichtig für ein angemessenes Verständnis der Instabilitäten und Druckpotenziale sind 
die oftmals verwickelten Wechselwirkungen zwischen den drei Akteurebenen – wenn 
sich zum Beispiel auf dem insbesondere von doppelverdienenden Elternpaaren nach-
gefragten Arbeitsmarkt für Putz- und Betreuungsdienste neben den organisierten Leis-
tungsanbietern je nach Zuwanderungs- und Flüchtlingshilfspolitik eines Landes eine 
größere oder kleinere Anzahl schwarzarbeitender Migranten aus der Dritten Welt als 
Preisbrecher finden. Je mehr es davon gibt, desto weniger muss für die entsprechen-
den Dienstleistungen bezahlt werden, und entsprechend weniger müssen Nachfrager 
verdienen, um sich dies leisten zu können. Immer mehr Mittelschichtpaare können es 
sich dann erlauben, dass beide voll erwerbstätig sind, anstatt dass zumeist die Frau nur 
halbtags etwas dazu verdient, weil sie sonst Haushalt und Kinder nicht schafft. Wenig 
qualifizierte einheimische Arbeitnehmer, die von solchen einfachen Dienstleistungen 
leben, bekommen so allerdings eine lästige Konkurrenz, die sie noch mehr in Richtung 
eines nicht zum Lebensunterhalt ausreichenden Lohns abrutschen lässt. Schon dieses 
einfache Beispiel, würde man es weiter ausführen, zeigt die mehrstufigen und oftmals 
transintentionalen Wirkungsketten. 
Ein zweiter Analyseschritt steht dann unter der Leitfrage: Welche Praktiken des Coping 
der drei Arten von Akteuren mit diesen multiplen Druckpotenzialen, die zunehmend 
auf ihnen lasten, finden sich? Von Coping zu sprechen impliziert bereits, dass man von 
einer Art des Umgangs mit Problemen ausgeht, die zwar mehr als ein hilfloses Erleiden 
des Drucks darstellt, aber nicht an eine anspruchsvolle Gestaltung in dem Sinne heran-
reicht, dass Akteure dezidierte eigene Zielvorstellungen entwickeln und zur Geltung zu 
bringen versuchen (Schimank/Stucke 1994). Dazu sind sie gegen eine immer größere 
Widerständigkeit komplexer und unüberschaubarer Wirkungszusammenhänge und 
vor allem gegen einen immer größeren Widerstand anderer Akteure nicht länger in der 
Lage. Irgendwann ist der Punkt gekommen, an dem es sich für einen Akteur nicht mehr 
lohnt, sich vorab zu überlegen, was wünschenswert wäre, um sodann zu versuchen, es 
zu realisieren. Die Chance, auf diese Weise auch nur halbwegs erfolgreich zu sein, ist 
einfach viel zu gering. Der Akteur kann dann nur noch weitgehend ergebnisoffen – eu-
phemistisch gesagt: lernbereit – abwarten, wie sich die Dinge entwickeln, und schauen, 
ob sich ab und zu Verzweigungen des Laufs der Dinge bieten, bei denen er erstens eine 
einigermaßen klare Meinung darüber hat, welche der Alternativen zumindest etwas 
besser erscheint als die anderen, und er zweitens eine Möglichkeit sieht, darauf hinzu-
wirken, dass sich das Geschehen in Richtung dieser Alternative bewegt. Dann und nur 
dann lohnt es sich überhaupt, gestaltend in den Lauf der Dinge einzugreifen. 
Als Handlungsmaximen des Coping gelten neben Abwarten, bis eine günstige Gelegenheit 
kommt, nur noch: „Basteln, Flicken, Probieren, Kombinieren“ (Guttandin 1996: 31).21 
21  Friedhelm Guttandin (1996) hat am Beispiel einer südamerikanischen Provinzstadt die Grund-
züge einer „Improvisationsgesellschaft“ gezeichnet, die sich – wie er selbst feststellt – auch auf 
viele Situationen politischer Gesellschaftsgestaltung und individueller Lebensführung in entwi-
ckelten westlichen Ländern übertragen lässt.22  MPIfG Working Paper 11/2
Erinnert das nicht irgendwie beispielsweise an die Gesundheitspolitik der letzten zwanzig 
Jahre? Klar ist auch: Die Akteure hängen hier kaum noch an ihren Entscheidungen. Sie 
kalkulieren zum einen von vornherein ein, dass fast alles, was sie tun, nicht bloß mehrfach 
nachjustiert, sondern gar nicht so selten nach kürzester Zeit völlig auf den Kopf gestellt 
werden muss. Zum anderen kultivieren sie notgedrungen Prinzipienlosigkeit: „Was inter-
essiert mich mein Geschwätz von gestern!“ Sie bleiben offen für – angenehme wie unan-
genehme – situative Überraschungen, um jeweils, wie es so schön heißt, das Beste daraus 
machen zu können oder zumindest noch zu versuchen, das Schlimmste zu verhindern. 
Um sogleich zum Allerschlimmsten zu kommen und es mit einer Analogie zum Flipper-
spielen zu sagen: Solange man es schafft, die Kugel im Spiel zu halten, also nichts als Zeit 
zu gewinnen, kann man auf koinzidenzielle Unterstützung hoffen – also darauf, dass man 
einfach demnächst mal etwas Glück haben wird und die Kugel, völlig unabhängig von 
längst aufgegebenen eigenen gezielten Schüssen, zwischen punkteträchtigen Bumpern 
hin und her gestoßen wird (Schimank 1999). 
Entscheidungstheoretisch betrachtet stellen alle Arten des Coping ein sehr niedriges 
Niveau begrenzter Rationalität dar.22 „Satisficing“ (March/Simon 1958: 138–141) oder 
Inkrementalismus (Lindblom 1959) erfüllen deutlich höhere Rationalitätsansprüche, 
obwohl sie in den ruhigeren Zeiten des „Fordismus“ als „inertia“ (Dror 1969) abgetan 
wurden und man eine „active society“ (Etzioni 1968) und „aktive Politik“ (Mayntz/
Scharpf 1973) für erreichbar hielt, also höchst ambitionierte Gesellschaftsreformen. 
Davon spricht längst niemand mehr.
Eine systematische und vergleichende Inventarisierung der Coping-Praktiken auf allen 
drei Ebenen heutiger Wohlfahrtsgesellschaften gibt es trotz wiederum etlicher Einzel-
studien nicht; ebenso weiß man nur Bruchstückhaftes darüber, unter welchen struktu-
rellen und situativen Bedingungen welche Akteure sich zu welchen Coping-Praktiken 
entschließen. Wie reagieren beispielsweise Lehrer auf diejenigen schulpolitischen Maß-
nahmen wie Zentralabitur oder eine intensivierte Schulaufsicht, die nach dem PISA-
Schock eingesetzt haben – in manchem Land eher und stärker, anderswo noch zögernd? 
Spielt das Ausmaß des Ökonomisierungsdrucks, insbesondere an Betreuungsrelationen 
ablesbar, hier eine entscheidende Rolle? Reagieren Lehrer an Problemschulen anders als 
an Vorzeige-Gymnasien? Und wie reagieren Schüler und gegebenenfalls deren Eltern, 
denen das veränderte Lehrerverhalten womöglich ebenfalls Stress bereitet?
Mit letzterer Frage bin ich bereits bei der dritten und wichtigsten, aber auch schwie-
rigsten Leitfrage des skizzierten Forschungsprogramms: Welche Coping-Konstellationen, 
also Muster des Zusammenwirkens gleichartiger oder unterschiedlicher Coping-Prak-
tiken verschiedener Akteure – wiederum auf allen drei Ebenen – lassen sich in heutigen 
Wohlfahrtsgesellschaften mit ihrem aus dem Ruder laufenden funktionalen Antago-
nismus auffinden? Diese Konstellationen bringen Struktureffekte hervor, die sich als 
22  Siehe bei Schimank (2005b: 371–427) den Überblick über sub-inkrementalistische Entschei-
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Abschwächung, aber auch weitere Verstärkung der multiplen Instabilitäten und damit 
– eine Runde weiter – als bessere, schlechtere oder aber unveränderte Ausprägung der 
multiplen Druckpotenziale erweisen.
Was die Coping-Perspektive neu in den Blick rückt, ist ja nicht nur, dass Handlungs-
praktiken bis hin zu Gestaltungsentscheidungen je für sich immer bescheidener ausfal-
len: auf vorgängige Zielsetzungen verzichten und die Dinge notgedrungen so nehmen, 
wie sie kommen.23 Das Bild stellt sich noch viel ernüchternder dar, wenn man das Zu-
sammenwirken der Coping-Reaktionen verschiedener Arten von Akteuren in den Blick 
nimmt. Ein Beispiel: Wenn die Politik angesichts demografischer Entwicklungen den 
Gesellschaftsmitgliedern eine Teilprivatisierung der Verantwortung für die eigene Ren-
te auferlegt, wirkt sich dieses Coping zuständiger staatlicher Akteure mit ihren Haus-
haltsproblemen als verschärfter Druck auf die Individuen aus, sich auf dem Finanz-
markt als „unternehmerisches Selbst“ zu verhalten und Renditen aus Geldanlagen zu 
erwirtschaften. Das vollzieht sich in Interaktion mit entsprechenden Anlageanbietern 
wie Banken oder Investmentfonds, die ihrerseits in einer harten Konkurrenzsituation 
untereinander stehen. Sowohl die individuellen Anleger auf der Mikro- als auch die ins-
titutionellen Anleger auf der Meso-Ebene zeigen inzwischen sattsam bekannte typische 
Coping-Praktiken, die ineinandergreifen: vor allem Herden-Verhalten, das zu „manias, 
panics, and crashes“ (Kindleberger/Aliber 2005) führt. Wenn derart erzeugte spekulati-
ve Blasen, wie seit 2008, eine so große weltweite Finanzmarktkrise hervorbringen, dass 
sich Nationalstaaten in internationalen Regimes und Gremien zum Coping genötigt 
sehen, nicht zuletzt um ihre Möglichkeiten für zukünftige weitere Staatsanleihen zu 
sichern, hat das Coping der Staaten Rückwirkungen auf das Coping der Anlageanbieter 
und Anleger – deren Reaktionen wiederum Reaktionen der Staaten herausfordern usw.
Während die Governance-Perspektive es bei geeigneten Ordnungsstrukturen noch für 
möglich hält, dass die in einer Konstellation involvierten Akteure sich so miteinander 
abstimmen, dass kollektive Gestaltungsintentionen konstruktiv ineinandergreifen und 
sich nicht bloß gegenseitig in die Quere kommen (Benz et al. 2007), haben Coping-
Konstellationen wie die geschilderte Finanzmarktsituation kein übergreifendes Ord-
nungsmuster und sind genau deshalb teils unberechenbar erratisch, teils von einer fata-
len Zwangsläufigkeit geprägt. Beides erzeugt je für sich und erst recht im Wechselspiel 
miteinander immer wieder tiefe Hilflosigkeit. Selbst wenn es an der Börse eine Zeit 
lang ganz gut läuft: Man weiß, dass es nicht nur wieder anders kommen kann, sondern 
anders kommen wird, und dass sich dann alle Beteiligten aufs Neue übermächtigen 
unheilvollen Kräften ausgesetzt fühlen.
23  Eine sozialtheoretische Randbemerkung sei an dieser Stelle gestattet. Was die pragmatistische 
Handlungstheorie als „nicht-teleologische Deutung der Intentionalität des Handelns“ (Joas 
1992: 218–244) vorlegt, ist zwar vielleicht keine auf alle Arten von Handeln zutreffende Sicht-
weise, fängt jedoch zentrale Aspekte von Coping-Handeln sehr gut ein. 24  MPIfG Working Paper 11/2
Die verfügbaren theoretischen Modellierungen von Aggregationsphänomenen des 
handelnden Zusammenwirkens sind insbesondere in der Soziologie größtenteils viel 
zu simple Aufsummierungs-Mechanismen, die allenfalls massenhafte Diffusions- und 
Mobilisierungsdynamiken nachvollziehen können (Coleman 1990). Diese dritte Leit-
frage stellt also bereits unabhängig vom Gegenstandsbezug eine sehr große Heraus-
forderung dar. Trotz mancher institutionalistischer und spieltheoretischer Modelle in 
der Politik- und Wirtschaftswissenschaft, die einzelne spezifische Aggregationslogiken 
abbilden können, ist der sozialwissenschaftliche Werkzeugkasten für diese Zwecke nach 
wie vor sehr schlecht bestückt (Mayntz 2002, 2005). Schon das verbietet es, allzu for-
sche generelle zeitdiagnostische Spekulationen darüber anzustellen, wohin die Reise der 
Wohlfahrtsgesellschaften zukünftig gehen könnte. 
Man könnte zwar vielleicht vermuten: Wenn auf allen Akteuren lastende multiple 
Druckpotenziale nirgends viel mehr als sub-inkrementalistische Coping-Praktiken zu-
lassen, könnte dies auf eine immer weniger antizipier- und gestaltbare Gesamtdynamik 
von Wohlfahrtsgesellschaften hinauslaufen. Dies könnte sich aus einer von niemandem 
auch nur halbwegs überschauten Gemengelage unterschiedlichster, jeweils relativ kurz-
atmiger Teildynamiken ergeben, von denen einige unregelmäßigen Schwankungen un-
terliegen, andere zu unerwünschten Problemeskalationen aufwachsen und wieder an-
dere auf kaum überwindbare Reformblockaden hinauslaufen. Coping tendierte dann 
zu einem sich beschleunigenden, wenn nicht sich überschlagenden allseitigen „Sich-
Durchlavieren“ mit entsprechend häufigerer und weitreichenderer Transintentionalität 
der Struktureffekte. 
Eine weitere Überlegung: Immer dann, wenn Coping sich mit Anpassung begnügen 
muss, bringt es lediglich eine Problemverschiebung hervor. Das kann sachlich bedeuten, 
dass das sich als Druck bemerkbar machende Problem seinen Charakter ändert, ohne 
an Dringlichkeit zu verlieren. Finanzierungsprobleme der Rentenversicherung werden 
zum Beispiel zu steigender Staatsverschuldung. In sozialer Hinsicht heißt Problemver-
schiebung, dass ein Problem auf andere überwälzt wird, was wiederum bei diesen zu 
Protestaktivitäten führen kann. Die steigende Staatsverschuldung – um das Beispiel 
fortzuführen – betrifft die jüngere Generation, nicht die heutigen Rentner. Um den 
intergenerationalen Verteilungskonflikt heute zu vermeiden, werden intragenerationale 
Konflikte in der Zukunft heraufbeschworen. In zeitlicher Hinsicht wird das Problem 
also hinaus  geschoben, um sich aber früher oder später wieder einzufinden. Auch das ist 
am Beispiel augenfällig. Je mehr Druckpotenziale auf diese Weise lediglich verschoben 
werden, desto mehr türmen sie sich auf, was dann erst recht wieder nichts anderes als 
Problemverschiebung zulässt usw. – ein Teufelskreis, in den Akteure und Konstellatio-
nen von Akteuren leicht hineingeraten können und aus dem sie dann nur schwer her-
auszufinden vermögen. 
Aber hier ist spätestens der Punkt erreicht, wo man vorsichtig sein muss, um nicht sug-
gestiven Bildern und Formeln zu erliegen. Womöglich ist ja alles viel weniger bedenk-
lich, als dramatisierende Krisenrhetoriken uns weismachen wollen. Oder es wirken doch Schimank: Wohlfahrtsgesellschaften als Antagonismus von Kapitalismus und Demokratie  25
segensreiche „unsichtbare Hände“, denen wir vielleicht zu wenig zutrauen. So viel ist 
sicher: Die Wohlfahrtsgesellschaft als das ambitionierteste historische Projekt freiheitli-
cher gesellschaftlicher Selbstgestaltung der Moderne lohnt sowohl die theoretische und 
empirische Anstrengung, sie besser zu begreifen, als auch die praktische Anstrengung, 
sie so weit wie möglich zu erhalten. Das Begreifen fängt erfreulicherweise keineswegs 
völlig bei null an – und glücklicherweise sind die westlichen Wohlfahrtsgesellschaften 
auch nicht an einem absoluten Tiefpunkt angelangt. Doch es bleibt viel zu tun, um die 
Frage meines Vortragstitels irgendwann doch beantworten und daraus dann wiederum 
praktische Schlüsse ziehen zu können.
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